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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 

- Drucksache 1 3/1 288 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtspflege-Anpassungsgesetzes 

- RpflAnpG 


A. Problem 

Aufgrund der Besonderheiten in den neuen Ländern sind durch 
§ 3 RpflAnpG alle Vorschriften suspendiert, die Einsatzmöglich- 
keiten von Richtern beschränken, die nicht Richter auf Lebenszeit 
bei dem Gericht sind, bei dem sie tätig sind. § 7 RpflAnpG erwei- 
tert die Möglichkeiten, einem Richter ein weiteres Richteramt zu 
übertragen. Durch § 10 RpflAnpG sind schließlich eine Reihe von 
Vorschriften über die Präsidialverfassung sowie über den Vorsitz 
(§§ 21 aff. GVG) für unanwendbar erklärt. Diese Vorschriften gel- 
ten nur bis zum 31. Dezember 1995. 

Derzeit bestehen in den neuen Ländern im Vergleich zu den alten 
jedoch noch derart gravierende Unterschiede in der Zusammen- 
setzung der Richterschaft, daß ein Ende der Befristung der betref- 
fenden Vorschriften nicht angezeigt ist. Die o. g. Sondervorschrif- 
ten sollen deshalb in teilweise modifizierter und abgeschwächter 
Form auch über den 31. Dezember 1995 hinaus Geltung behalten. 
Zudem soll auch § 102 Abs. 1 Satz 1 BRAO für eine Übergangszeit 
geändert werden, so daß auch Richter, die keine Planstelle am 
Oberlandesgericht haben, Mitglieder des Anwaltsgerichtshofes 
sein können. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine Neufassung des § 3 RpflAnpG vor. 
Danach ist es ausreichend, daß einem Spruchkörper, der mit meh- 
reren Berufsrichtem besetzt ist, nur ein planmäßiger Richter, der 
auch ein abgeordneter Richter sein kann, angehört. Bei den Ober- 
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gerichten darf in einem Spruchkörper auch ein Richter auf Probe 
und im Anwaltsgerichtshof dürfen Proberichter und abgeordnete 
Richter mitwirken. 

Aufgrund der vorgeschlagenen verlängerten Geltungsdauer des 
§ 7 RpflAnpG können auch weiterhin Richter an verschiedenen 
Gerichten eingesetzt werden. Durch den neugefaßten § 10 
RpflAnpG wird erreicht, daß den Gerichtspräsidien auch weiter- 
hin Proberichter und abgeordnete Richter angehören können. 
Darüber hinaus werden auch in Zukunft abgeordnete Richter auf 
Lebenszeit den Vorsitz in einer Kammer führen können. Schließ- 
lich wird die Regelung fortgelten, daß in Kammern, die mit nur ei- 
nem Berufsrichter besetzt sind, auch Proberichter im zweiten Be- 
ruf sjahr tätig sein können. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten. Einsparungen sind nicht 
bezifferbar. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/1288 - mit folgender Maß- 
gabe, ansonsten unverändert, anzunehmen: 

Die Eingangsworte werden wie folgt gefaßt: 

„Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen. " 


Bonn, den 27. September 1995 


Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Dr. Michael Luther Hans-Joachim Hacker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Michael Luther und Hans- Joachim Hacker 


1. Der Deutsche Bundestag hat den vom Bundesrat 
eingeb rächten Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Rechtspflege-Anpassungsgesetzes - 
Drucksache 13/1288 - in seiner 44. Sitzung vom 
22. Juni 1995 zur Beratung an den Rechtsausschuß 
überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 
24. Sitzimg vom 27. September 1995 beraten und 
empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzent- 
wurfs - Drucksache 13/1288 - in der vom Rechts- 
ausschuß beschlossenen Fassung. 

2. Der Gesetzentwurf enthält Regelungen, die sicher- 
stellen, daß die Spruchkörper der Gerichte in den 
neuen Ländern über den 31. Dezember 1995 hin- 
aus ordnungsgemäß besetzt werden können. 

Durch die fristgebimdenen Sondervorschriften in 
den §§ 3, 7 und 10 RpflAnpG sind in den neuen 
Ländern aUe Vorschriften suspendiert, die Einsatz- 
mögüchkeiten von Richtern beschränken, die 
nicht Richter auf Lebenszeit bei dem Gericht sind, 
bei dem sie tätig sind (§ 3 RpflAnpG). § 7 
RpflAnpG erweitert die Möglichkeiten, einem 
Richter ein weiteres Richteramt zu übertragen. § 10 
RpflAnpG erklärt eine Reihe von Vorschriften über 
die Präsidialverfassimg sowie über den Vorsitz 
(§§ 21 aff. GVG) für unanwendbar. 


In den neuen Ländern ist wegen des notwendigen 
Neuaufbaus der Justiz nach der Wiedervereini- 
gung der Anteil der Richter auf Probe noch immer 
imgleich höher als in den alten Ländern. Dagegen 
ist der Anteil der Richter in einem Beförderungsamt 
nur etwa halb so hoch wie in den alten Ländern. 
Ohne die im Entwurf vorgesehenen Änderungen 
von Vorschriften des Rechtspflege- Anpassungsge- 
setzes wäre eine den gesetzHchen Vorschriften ent- 
sprechende Besetzung zahlreicher Spruchkörper 
über den 31. Dezember 1995 hinaus nicht mögüch. 
Richter auf Lebenszeit im Eingangsamt müssen 
auch weiterhin in Kammern des Landgerichts, ins- 
besondere in kleinen Strafkammern imd Kammern 
für Handelssachen, den Vorsitz führen und Richter 
auf Probe bei oberen Landesgerichten als Beisitzer 
Verwendung finden dürfen. 

3. Bei allen Mitgliedern des Rechtsausschusses traf 
der Gesetzentwurf auf Zustimmung. HinsichÜich 
der Frage der Zustimmungsbedürftigkeit des Ge- 
setzes schloß sich der Rechtsausschuß der Auffas- 
sung der Bundesregierung an, wonach der Bun- 
desrat nach den Regelungen des Grundgesetzes 
dem Gesetz nicht zustimmen muß. Dem steht nicht 
entgegen, daß das Rechtspflege-Anpassungsge- 
setz vom 26. Juni 1992 zustimmungsbedürftig war; 
denn dieses enthielt - anders als das jetzt vorlie- 
gende Änderungsgesetz - Bestandteile, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedurften. 


Bonn, den 27. September 1995 


Dr. Michael Luther Hans- Joachim Hacker 

Berichterstatter 
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